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— Drucksache IV/3703 — 


irn Einvernehmen mit den Herren Bundesministern für Wirt- 
schaft, Arbeit und Sozialordnung, Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1, 

Die Bundesregierung hat die Prüfung der Frage der Besteuerung 
des Nutzungswerts der eigenen Wohnung, insbesondere unter 
eigentumspolitischen Gesichtspunkten eingeleitet. Da es sich 
dabei um ein vielschichtiges Problem handelt, kann hierzu erst 
nach Abschluß der Prüfung endgültig Stellung genommen wer- 
den. 

Bei der steuerlichen Erfassung des Nutzungswerts der eigen- 
genutzten Wohnung handelt es sich um eine alte Regelung, die 
sich — z. B. bereits in § 28 Abs. 5 des preußischen Gesetzes — 
betreffend die Einführung einer Klassen- und klassifizierten 
Einkommensteuer vom 1. Mai 1851 — GS S. 193 — findet. 

Die derzeitige Regelung des deutschen Einkommensteuerrechts, 
wonach der Nutzungswert der eigengenutzten Wohnung im 
eigenen Haus (Mietwohnhaus, Einfamilienhaus) grundsätzlich 
besteuert wird, steht im engen Zusammenhang mit der Tat- 
sache, daß das Einkommensteuerrecht Mieteinkünfte aus Ge- 
bäuden im Rahmen der Einkunftsart „Einkünfte aus Vermie- 
tung und Verpachtung" grundsätzlich der Besteuerung unter- 
wirft. 


.'3iuck: Buchdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3776 


Deutscher Bundestag - 4. Wahlperiode 


Als Begründung für die steuerliche Erfassung des Nutzungs- 
werts der eigengenutzten Wohnung ist in der Vergangenheit 
vor allem darauf hingewiesen worden, daß diese Regelung der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung diene. Die Mehrzahl der 
Bürger wohne zur Miete und könne die Aufwendungen für die 
Miete steuerlich nicht absetzen, weil es sich um Kosten der 
Lebenshaltung handelt. Ein Hauseigentümer, der im eigenen 
Haus wohnt, spare — jedenfalls oft und in gewissem Umfan- 
ge — diese Aufwendungen und sei daher steuerlich entspre- 
chend leistungsfähiger. Die steuerliche Leistungsfähigkeit sei 
aber der entscheidende Anknüpfungspunkt für die Bemessung 
der Höhe der Einkommensteuer. 

Bei der Prüfung wird auch zu beachten sein, daß die Frage der 
Besteuerung des Nutzungswerts der eigengenutzten Wohnung 
insbesondere mit der Zulassung von Sonderabschreibungen 
nach § 7 b EStG im Zusammenhang steht, andererseits aber 
auch für den Schuldzinsenabzug von Bedeutung ist. 

Zu 2. 

Es ist richtig, daß Großbritannien im Jahre 1963 und Frankreich 
im Jahre 1965 die Besteuerung des Mietwerts der Wohnung 
im eigenen Haus abgeschafft haben. Allerdings hat die Royal 
Commission in ihrem „Final Report" von 1955 in Großbritan- 
nien diese Maßnahme nicht empfohlen, sondern sich für eine 
Aufrechterhaltung der Besteuerung des Nutzungswerts der 
Wohnung im eigenen Haus ausgesprochen. Aus welchen Grün- 
den Großbritannien die Besteuerung des Nutzungswerts der 
eigenen Wohnung trotzdem abgeschafft hat, wird zur Zeit noch 
ermittelt. In Frankreich wurde die Besteuerung des Nutzungs- 
werts der Wohnung im eigenen Haus mit der Begründung auf- 
gehoben, daß die Feststellung des Mietwerts schwierig sei und 
daß die Aufhebung der Vereinfachung diene. 

Zu 3. und 4. 

Die sogenannte Einfamilienhaus-Verordnung bedarf — unbe- 
schadet der unter Nr. 1 erwähnten Untersuchung des Gesamt- 
komplexes — schon mit Rücksicht auf die Neubewertung des 
Grundbesitzes nach dem kürzlich verabschiedeten Gesetz zur 
Änderung des Bewertungsgesetzes der Überprüfung. Hierbei 
wird auch die Behandlung des Schuldzinsenabzugs unter dem 
Gesichtspunkt der Förderung der Eigentumsbildung geprüft. 
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